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An unsere Leser.

Die vorige Nummer unseres Blattes ist vor

der Ausgabe mit Beschlag belegt worden. Da

für die Beschlagnahmekein Grund angegebenwurde, so
waren wir nicht im Stande, mit Hinweglassungdes an-

geblich strafbaren Artikels eine neue Ausgabezu veran-
stalten, und hofer wir deßhalbanf die guttigeNachsicht
unserer Leser. Was den Inhalt der politischenWochen-
schau anbelangt, so werden wir denselben im wesentlichen
in unsere neue Wochenschauausnehmen Der Leitartilel

unseres Blattes beschäftigtesichmit der Verordnung
über die Errichtung von Darlehnskassen und

die Ausgabe von Darlehnskassenscheinen. Wir

sind darin unserer Pflicht nachgekomnieu, den Bedenken,
welche wir gegen dieseMaßregel hegen, Worte zu leihen;
möglich,daß diese Bedenken in eine Form gekleidet
waren, welcheals die gesetzlichenSchranken überschreitend
betrachtworden ist; wir sind uns des eifrigen Bestrebens
bewußt,innerhalb der vom Gesetzegezogenen Schranken
zu bleiben. Bei der Wichtigkeitdes Gegenstandeswerden

wir denselben heut an einer anderen Stelle unseres
Blattes besprechen. »

Ein zweiter Artikel unseres Blattes beschäftigtesich
mit der Ansprache der Pro»Pinzial-Korrespon-
denz an die preußischen Wahlen Wir lassen hier
mit Rücksichtauf die bevorstehendenWahlen einige
Stellen aus jenem Artikel folgen. Der Artikel beginnt:

Die »Provinzial-Correspondenz«Pom 16» Mai enthält
eine Ansprache »ein die preußischenWahler«. Bei dem her-«
vorragend ofsiziösenCharakterdes genanntenBlattes müssen
wir annehmen, daß diese Ansprache1»mAuftrage der Re-
gierung selhstgeschriebenist, und wir durer ihr deßhalbdie

Antwottmcht schuldigbleiben.
Die acht Minister (denn aus ihnen besteht die Regierung)

verlangen, daß wir solcheMänner zu Abgeordnetenwählen
sollen,die im Angesichtedes drohenden Krieges den Streit
Mit ihnen über die Auslegungder Verfassungaufgebensollen.
,Cs, sagen sie, wäre jetzt die Pflicht eines jedenvaterlands-

liebenden Manneös — Gewiß, jeder vaterlandsliebende
ManymUßNachallen Kräften dazu beitragen, daß der innere
Streit eUdlichanhökk-daß der innere Friede endlichwieder-
hekgestelltwerde. Aber wir fordern dieseVaterlandsliebe vor

allen Dingen auch von den Ministern. Sie haben alle
Macht in Händen, welche die höchstenStaatsämter einer so
kleinen Anzahl von Personen nur irgend verleihen können.
Sie vor Allem können den inneren Frieden wiederherstellen,
wenn sie nur den rechten Weg dazu einschlaen. Aber bis
jetzt haben wir leider noch nicht gesehen,daßsiediesen Weg
zu finden vermögen.

Sie sagen nämlich,daßsie »an den seitherigenRegierungs-
grundsatzenaus gewissenhafterUeberzeugunfesthalten«.Ge-
wiß tadeln wir sie deshalb nicht, denn an feinergewissen-
haften Ueberzeugung festzuhalten, ist die erste
Pflicht eines jeden rechtschaffenen Mannes. Eben
darum haben auch die Männer des Volkes diesePflicht zu
üben. Nun aber hat die weit überwiegendeMehrzahl aller
denkenden und arbeitenden Männer iin Volke eine andere ge-
wissenhafte Ueberzeugung, als die Minister.

Der Artikel schließt:

«

Die
·

Minister können doch unmöglich glauben, daß
die gewissenhafte Ueberzeugung von acht Männern einen
größerenWerth habe, als die von Millionen. Und wenn

sie ·es glaubten»so-können sie doch noch viel weniger sagen:
»Die Unabhängigkeitund die Ehre des Landes kann nur

durch Einigkeit des Volkes und der Regierung behauptet
werden, aber wir wollen diese Einigkeit nur dann herbeifüh-
ren, wenn das Volk uns nachgiebt.«Ebenso ist es ganz
undenkbar, daß sie sagen sollten: »Wir verzichtenauf die

Erhaltung der Unabhängigkeitund der Ehre des Landes,
wenn wir zugeben sollen, daß das Land von Männern regiert
wird, die andere Regierungsgrundsätzebefolgen als die, die
wir selbstaus »gewissenl)afterUeberzeugung«befolgenmüssen-
so lange wir im Amte sind.«

Gerade die Ansprache der »Provinzial-Correspondenz«
muß uns noch mehr in dem Vorsatze befestigen,mit aller
Kraft die Wahl solcher Abgeordneten durchzusetzen,
die unserer gewissenhaften Ueberzeugungentsprechen. Hal-
ten wir fest an dem Satze, daß die Unabhängigkeit,
die Ehre Und die Wohlfahrt des gesammten deut-

schen Vaterlandes nur gerettet werden können,
wenn zuvor das verfassungsmäßigeRechtin Preu-
ßen wiederhergestellt ist.

Jn wenigen Wochen wird das preußischeVolk an

den Wahltisch treten, und so Gelegenheithaben, sein
Urtheil über die jetzt von der Regierung befolgtePolitik
auszusprechenWir haben keine andere Aufgabe,als es



zu mahnen, dabei der beschworenenVerfassungund der

durch dieselbe dem Volke gewährleistetenRechte einge-
denk zu sein, und wir werden uns dieser Aufgabe nicht
entziehen.

Denkschlandund der Kongreß.
Dsmiiächstsoll in Paris eine Versammlung von

Gesandten-.oder Ministern der fünfGroßmächte,Italiens
und einem Bevollmächtigtendes deutschen Biindes

zusammentreten England, Frankreich und Rußland
haben als Berathungsgegeiiständevorgeschlagen:1) die
venetianischeFrage, 2) die schleswig-holsteinischeFrage,
Z) die Reform des deutschen Bundes. Wie es heißt,
sind Italien, Oesterreich und Preußendarauf eingegan-
gen, sich an der Zusanimenkunstzu betheiligenund der

deutscheBundestag scheintnicht abgeneigt,einen Bevoll-

mächtigtennach Paris zu schicken.
Von der italienischenRegierung finden wir es sehr

erklärlich,daß sie sich auf die Konserenz einläßt. Sie
will Venedig haben, und das Bewußtsein, in diesem
Streben von der Bevölkerungganz Italiens gestüttzu
sein, Frankreichund England auf ihrer Seite, Rußlaud
und Preußen nicht gegen sich zu haben, macht sie stark
und läßt in ihr nicht die Befürchtungaufkommen, daß
der Kongreßgegen sie entscheidenwerde. — Oesterreich
konnte die Beschickungnicht verweigern, da es sonst vor

anz Europa als der Friedensbrecher erschienenwäre. —-

ngland und Rußland wollen einen Krieg vermeiden,
in welchen sie sich nicht eiumischen können, der für sie
also nur Verkehrsstockungen,aber keinen Vortheil mit

sichbringen würde,und Frankreichwünschteinmal seine
Rolle als Schiedsrichter Europas zu behaupten. Außer-
dem hosst es entweder bei dieser Gelegenheit die ihm so
lästigen Verträge von 1815 endlich auch formell zu
beseitigen, welche Napoleon 111., wie er kürzlichin

Auxerre sagte, verabscheut. Für den allerdings wahr-
scheinlichenFall, daß es dem Kongreßnicht gelingt, den

Frieden zu erhalten, dürftenseine Verhandlungenwohl
die Grundlage bieten, auf der spätereine Einmischung
Frankreichs in die Verhältnisse anderer Länder, und

besondersDeutschlandsmöglichwerden könnte.

Auch von Preußen wollen wir zugestehen,daß es in

Folge seiner Politik in der holsteinischenFrage sichnicht
wohl weigern konnte, an dem Kongreß Theil zu
nehmen, weil es sonst ebenso wie Oesterreich im

Weigerungsfalle als Unruhestiftervor Europa dagestan-
den hätte; aber niemals darf es den dritten

Punkt der Verhandlung zugestehen Die
Reform des deutschen Bundes ist eine rein deutsche
Angelegenheit, in welcher fremde Völker nichts mit-

zureden haben.
«

«

Frankreich und England sind die geschworeneiiFeinde
der deutschenEinheit Sie haben ihr ja stets ein

Hinderniß in den Weg gestellt, und darin werden sie
fortfahren Glaubt Gras Bismarck wirklich in Paris
Unterstützungfür seinen Antrag auf die Zusammenbe-
rufung eines deutschen Parlamentes zu finden? Wir

denken die unverschämteRede von Thiers, welche von

ganz Frankreich wie eine Heldenthatbejubelt wurde, in
der die Furcht vor der Einigung Deutschlands und zu-
gleich die übermiithigeErklärung,daß Frankreich die-

selbe nicht dulden werde, klar ausgesprochenwar, sollte
noch in Aller Gedächtnißsein.

Wir können daher nicht anders, als es offen aus-

sprechen. Es würde für Preußeneine Demüthigung
sein, wenn es nach Paris ginge, Um dort die Erlaub-
nißcrzurBundesreform einzuholen.

ollen wir noch etwas über den Bundestaghinzu-
fügen? Kann wohl Jemand den Glauben

hegen, daß die versammelte Vertretung des

deutschen Volkes sich bereit finden lassen würde,
einen Abgesandten nach Paris zu schicken, um

dort mit den Gesandten fremder Mächte da-
rüber zu berathen, in wie weit das deutsche
Volk berechtigt sein soll, sich selbst eine neue

Verfassung zu geben?
Warum wollen also die deutschen Fürsten das

thun, wozu sich die Vertreter der von ihnen regierten
Völker niemals entschließenwürden?

Wir haben vorstehendenArtikel eines unserer Mitarbeiter

gern ausgenommen, da wir mit demselben in allen Punkten
gleicher Ansicht sind, aber wir halten es für geboten, die Be-

merkung daran zu knüpfen,daß seit einigen Tagen mit Be-

stimmtheitbehauptetwird, aufder bevorstehendenKonserenz, resp.
dem Kongreß,solle nicht die deutscheFrage zur Verhandlung
kommen, und es sei ein Gesandter des deutschen Bundes nur

deßhalbzu den Konserenzen eingeladenworden, weil es sich
bei den Berathungen um Gebietsveränderungenhandeln werde-,
zu denen die Einwilliguugdes deutschenBundes iiothwendi
sei. Wir machen auch gleichzeitigdarauf aufmerksam, das
Holland bei dem Bundestag den Antrag gestellt hat, Limburg
möge aus dein Verbande des deutschen Bundes entlassen
werden.

Politische Wochenfchau.

Preußen. Die Rüstungen gewinnen fortwährendeine

größereAusdehnung Aus allen Theilen des Landes hört
man, daß die Landwehrmännerersten und zweiten Aufgebotes
eingezogensind, so daßvoraussichtlichsehr bald gegen 700,000
MMN im Felde stehen werden. Daß jetzt schon, ehe noch
der Krieg wirklichausgebrochenist, zu der Einziehung der

Landwehr ersten und zweiten Aufgebotes gegriffen werden

muß, kann gewiß nicht als eine Empfehlung der Reorganis
satt-M angesehen werden. Inzwischen mehren sich diesen
Rüstungen gegenüberauch die Kundgebungen aus den ver-

schiedenengroßen und kleinen Städten des Landes, welche

PeikiWunschenach Erhaltung des Friedens Ausdruck ver-

ei )en.
Das Bündniß zwischen»J·talienund Preußen soll

am 19. d. M. endlich voin Konige unterzeichnetworden sein.
Wie man sagt, wird in demselbendie Abtretung Venedigs
an Jtalien und eines entsprechendenösterreichischenLander-

gebietes an Preußenals Ziel und Zweck des Bundnisseshin-
gestellt, uiid»verpfllchtensichbeide Staaten gegenseitigsowohl
im Fall, daß sie selbst angreifen als auch daß sie von Oester-
reich angegriffen werden, zur Unterstützungdurch einen An-

griff auf Oesteireich Ob ein Vertrag zwischen Preußen
und Frankreich leichfalls zur Unterzeichnungfertig vor-

liegt, lassen wir dahin gestellt; eine Notiz des ossiziellenfran-



zösischenBlattes stellsteinen Vertrag zwischen Preußen,
Jtalien und Frankreich in Abrede. Die in letzter Zeit
wieder vielfach verbreiteten Gerüchtevon einem Verkaufder
Saarkohlengrub en oder einer Abtretung dlefes Gebleteö
an Frankreich werden offiziösmit der größtenBestimmtheit
als unrichtig bezeichnet.

Den BemühungenFkankkeichs,Englandsund Rußlands
ist es

Vgelungemdie Einwilligung der ·dreiin Waffen stehen-
den ächte zur Abhaltung von Friedenskonferenzen
in Paris zu erhalten, welche wahrscheinlichin der zweiten
Woche des Juni dort zusammentretenwerden« Jn Preußen
sollen in Fol e dessen schon die ferneren Truppenbewegungen
für vierzehn age eingestelltworden sein.

»

Die Regierung hat neun Tage nach der Auflosungder Kam-

mern eine neue Oktroyirung auf Grund»desArtikels63 der Ver-

fassung vorgenommen. Sie hat namlich eine Verordnung
über die Gründung öffentlicher Darlehnskassen und

die Ausgabe von Darlehnskassenscheinen, datirtvom

18. Mai 1866, erlassen. Die Darlehnskassensollen in»Ber-
lin und in den Orten, wo Filial-Anstalten der preußischen
Bank bestehen, wenn es erforderlich ist, errichtet werden.

Wo solche FilialsAnstalten nicht bestehen, werdenzur Ver-

mittlung der DarlehnsgeschäfteAgenturen gegrundet. Als

Darlehne werden Darlehnskassenscheineausgegeben,welche·alle

öffentlichenKassen zu ihrem vollen Nennwerthe acceptiren.
Im Privatverkehr tritt ein Zwang zU derart-AU-
nahme nicht ein; der Gesammtbetrag soll 25 Millionen

nicht überschreiten. Die Darlehne,»welche gegen Pfand von

Waaren oder Werthpapiereii inländischerKorporationen aus-

e eben werden, können nur im Betrage von mindestens 50

Esalernund zwar auf drei oder ausnahmsweise auch mehr,
höchstensjedochsechsMonate, ertheilt werden. Wird nach der

Verfallzeit nicht Zahlung geleistet, so kann die Kassedas
Unte fand verkaufen lassen. An der Verwaltung der Dar-
lehns assenscheine betheiligt sich ein Regierungs bea rnter,
welcher bei allen-Anträgen wegen Darlehnen das Versa-

ungsrecht hat. Eine bestimmte Vorschrift, unter welchen
BedingungenDarlehne gegebenwerden müsse n, enthältdie

Verordnug nicht. ,

Wir halten es für unsere Pflicht gegen unsere Leser-
hier das Verhältnißder Verordnung zu der»Verfassung
selbst etwas näher zu beleuchten. Der Artikel 63 der

Verfassung giebt der Regierungdas Recht, im Nothstand
Verordnungen zu erlassenmit Gesetzeskrast,die dann »dem

Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden müssen. Alle

Steuer-Anlehen- und Finanszesetze sollen aber wirkliche
Gesetze und nichtVerordnungen mit Gesetzeskraft
sein. Von Uebernahme von Garantien, die den Staat

belasten, ist aber in dem Artikel 63 unserer Verfassung gar
keine Rede. Bis jetzt haben wir au»chnoch keine Stimme

gehört, die sichdafür ausgesprochen·hatle,daß der Artikel 63

der Verfassung der Regierung»die Befugnißzum Erlaß
solcherVerordnungen, wie die uber die Darlehngkassenek-

·theilt hätte. Das Ministerium selbst hat auch gar keinen
Versuchzu einem solchenNachweisegemacht,denn dieseVer-

ordnungist ohne den üblichenBericht des Ministeriums er-

schienen,in welchem Erlaß der Nachweis sowohl der

Verechtigzmgals der Dringlichkeitgeführt zu werden

Pflegt IN der Thatwürde auch jederVersuch,diesen Noth-
standsartikel auf Finanzgesetzeoder vielmehr auf »Finanz-
ver ordnungen« an uweiiden, einfach das Gegeutheil be-

wlesen haben. Das blosjeWort »Finanzverordnung«-»Steuer-
VewrdIIUU8«Mit GesetzeskkaftWidersprichtdem Geiste der

Verfassungso bestimmt-DIEauch die kühnsteAuslegung vor
Mem solchenVersuchzuruckschreckenmuß. Was sollte auch

bei einer solchen Finanzverordnung mit Gesetzeskraft die

nachträglicheGenehmigung des Landtags bedeuten? Wenn

das Geld ein Mal verwandt ist, das durck eine solcheFinanz-
verordnung flüssiggeworden ist, was )ilft dann noch die

nachträglicheGenehmigung? Bis jetzt ist es auch noch Nie-
mand eingefallen, daß der Artikel 63 der Verfassung zum
Erlaß von Finanzgeletzenbenutzt werden soll. Das Volk hat
aber umso mehr Ursache, sogleichbei dem ersten Versuch
dazu die Augen auszumachen,als eben so gut, wie jetzt eine

Verordnung mit Gesetzeskraft über Darlehnskassenerschienen
ist, auch -eine solche über eine neue Steuer oder die Aus-

gabe von beliebigen Mengen Papiergeldes überlassenwer-

den könnte.
Es liegt aber auf der Hand, daß eine solcheMöglichkeit

den Kredit des preußischenPapiergeldes sehr erschütternwürde,
und es wird daher der Vortheil, welcher dem Handel und
der Industrie aus dieser Maßregel erwachsen soll, durch die

Verkehrsstörungen,welche eine Entwerthung des Papiergeldes
mit sich bringt, aufgewogen werden.

Neben dieser Verordnung über die DarlehnskafIlenscheinebeschäftigtman sich jetzt überall sehr stark mit den usschrei-
bungen der Landlieferungen für die Armee, welche auf
Grund des Gesetzes vom 11. Mai 1851 ausgeschrieben
worden. Dieselben treffen den Landmann sehr hart, und wie

wenig man zur Erfüllung der ausgelegtenVerpflichtung ge-
neigt ist, zeigt z. BJ der auf dem Kreistag zu Thorn am

25. Mai eingereichte Protest von 14 Mitgliedern gegen
jede Bewilligung von Steuern und Lasten, denen
die Zustimmung des Abgeordnetenhausesfehle, zumal weder
in der Gesetzsammlungnoch im Staatsanzeiger ein Befehl
des Königs zur Mobilmachuiigveröffentlichtsei. Die Be-

rathung dieses Protestes wurde vom Landrath verweigertund

beschlossen,die erforderlichenLeistungendes Kreises durch Na-

tural-Lieferung zu beschaffen.— Jn Ragnit haben auf dem

Kreistage die liberalen Mitglieder an der Wahl ider Kommission
zur Untervertheilung der Lieferungen keinen Theil genommen.

Die- Urwnhlen sollen am 18. oder spätestens am 20.
Juni stattfinden.

Jm ganzen Lande ist man mit den Vorbereitungen zu
den Wahlen beschäftigt.Es zeigt sichallenthalben die Stim-

mung derart, daß die Wiederwahlder Mitglieder der Mehr-
heit des Abgeordnetenhauses,soweit diese sich bereit erklären,
wieder ein Mandat anzunehmen, gesichertist. Wir machen
unsere Leser auf die im Jnserateiitheil unseres Blattes ange-
zeigte Broschüre aufmerksam, welche als ganz besonders ge-

kignetzur Verbreitung in den Wahlkreisenempfohlenwerden
ann.

Der greise Friedrich Harkort veröffentlichteine Reihe

PosisiZeitbetrachtungen, aus denen wir hier einige folgen
a en:

»JeglichemDing kommt sein Tag«, sagt Ein altes Wort;
alkchdas Ministerium Bismarck scheintseinen Höhepunkter-

reicht zu haben. Die Kammem sind aufgelöst,keine Volks-

vertretung ist in schwererZeit vorhanden. »Der uneinnehm-
bare Wall der Volksüberzeugiin««umgiebt das Recht nicht
mehr! Der Finaiizminister ist ohneBudget, und das »hei-
deninäßigviele Geld-· hat die reißendsteVerwendung gefun-
den, um fast eine halbe Million der Arbeitsfähigstenvon

ihrem Gewerbe unter Gewehr zu bringen. ·

Handel und Industrie sind erlahmt; das Vertrauen in

alle Papiere ist in erlchreckenderWeise gesunken;die Courss

zettel weisen bereits den Verlust von Millionen nach.» »

Der Segen der Arinee-Reorganisation,»welcherbei Diips
pei noch zweifelhaftwar, ist durch die jetzigeMobilixiachxmg
handgreiflichillustrirt worden —- die NatWU bedarf keiner



weiteren Belehrung über diesen Punkt: die Stimmung ist
leicht auf den Bahnhöfenund Appellplatzenzu erfahren.

Man vergißt bei dieser kostbarenDemonstration, den

unabweisbaren Forderungen des burgerlichenLebens Rechnung
zu tragen und die Frage, ob Kabinetskriegoder Volkskrieg,
zu berücksichtigen »

Treffend urtheilte Napoleon IlI.: ·Das prußischeHeer
ist bestimmt, das Vaterland zu vertheidigen und nicht die

Völker zu unterjo en·!«Für den Geist von 1813—15 fehlt
Herrn v. Bismar dieBeschwörungsformelHeut zu Tage
darf der Politiker nicht mehr allein nach Quadratmeilen,
Thalern und Köpfen rechnen, sondern er muß auch die

riesenhafteKraftder öffentlichenMeinung, die in den Köpfen
steckt,für seine Pläne gewinnen. Die Macht eines Staats

beruht nicht allein auf dem Maß seiner materiellen Kräfte,
sondern auf dem beseelenden Geiste — das bewiesen die
Niederlande vor 300 Jahren jenem Könige gegenüber,in
dessenReiche die Sonne nicht unterging.

Der Premier sucht, nach eigenemGeständniß,feineHaupt-
leistungen nicht in der inneren Verwaltung, sondern in der

Leitung der auswärtigenAngelegenheiten Hier muß zuge-
eben werden, daß die Politik der freien Hand die höchste

Jusbildun erlangt hat. Fast dürfenwir, wenigstens in Be-

zug auf eutschland, mit dem Araber der Wüste sagen:
»Meine Hand gegen Jedermann und Jedermanns Hand ge-
gen mich.« Was die

Herzogczsihümeranbelangt, so wurde uns

geboten, was Recht und illigkeit fordern durften; will
man mehr durch die Waffen erstreiten, so überwiegenGefahr
und Opfer weit den zu hoffendenVortheil. Schon Hesiod
bemerkte: »Die Hälfte ist oft vortheilhafter wie das Ganze.«
Die Nation will einen Kringnicht, welcher Freund und

Feind unter dem Hohnlachen er Fremden in den Abgrund
stürzenwürde.« »

Es sind jetzt die Vorschlägebekannt eworden, welcheder

preußischeBundesgesandtedem zur Berat )ng des preußischen
’.Reform-Antrages niedergesetztenMauer-Ausschuß der

Bundesversaminlungschriftlich übergebenhat« Nach diesen
Vorschlägen soll eine Nationalvertretung periodisch
zusaimmenberufenwerden und die bisherige Stimmen - Ein-

heit unter den Bundesgliedern bei der Beschlußfassung
über speziell bezeichneteGebiete der Bundesgesetzgebunger-

setzen.
! Die Reformvorschlägeverlangen außerdemOrgani-

sation eines gemeinsamenSchutzes des deutschen Handels im

Auslande, die Gründung einer deutschenKriegsmarine und

Revision der BundeskriegsiVerfassung Das speziell zum

Zweck der Vereinbarung dieser Vorschlägezu bernfende Par-
lament soll auf Grund der direkten Wahlen und des allge-
meinen Stimmrechts gewählt werden und zwar auf je
80—100,000 Seelen ein Deputirter kommen. Bezüglich
des passiven Wahlrechts erwartet Preußen Vor-

schläge, erklärte aber eventuell schon ·etzt, die

bezüglichen Bestimmungen des Reichswahlgesetzes
von 1849 für annehmbar.

Jn Frankfurt a. M. hat am 20. d. M. der deutsche
Abgeordnetentag getagt. Dle Versammlung war, wie

die »Lib. Korresp.«darüber bemerkt, vorzugsweiseeine Ver-

sammlung von Abgeordneten der Mittel- und Kleinstaaten,
besonders aber des südwestlichenDeutschlandsWenn man

die beliebte Mainlinie als Grenze nimmt, so kann man

sagen, daß 7J8 aller Anwesendenden Staaten südlichvon der

Mainlinie angehörtenund, da kein einziger Oesterreicherda

war, in der That der südwestlichenStaatengruppe. Diese
Zusammensetzung ist um so wichtiger, als sie derHaltung
der Versammlung ein besonderes Gewicht verleiht. Die

Anhänger Oesterreichs sind durch den Verlauf der Ver-

sammlung gerade bei dieser Zusammensetzung in ihren
Hoffnungensehr getäuscht. Sie hatten darauf gerechnet,
daß der Widerwille gegen das Ministerium Bismarck in

Preußen und gegen die augenblicklichepreußischePolitik die

Versammlung nicht allein zu antipreußischenErklärun en,
sondern sogar zum bestimmtenAnschlußan Oesterreichfügten
würde. Als sie sich schondurch die Vorverhandlungen des

Ausschussesin dieser Hoffnung getäuschtsahen, in der unter
Anderen auch die bairischen Abgeordneten si sehr bestimmt
gegen Oesterreich erklärten,richteten sich ihreAgitationen
sogleich gegen den Abgeordnetentag selbst. Sie suchten die

Versammlung selbst dadurch zu stören, daß sie bei

Aeußerungengegen Oesterreich Kanonenschlägeauf den
Gallerien explodiren ließen. Auch die sogenannteVolkspartei
des südwestlichenDeutschlands, welchedie Triasidee vertritt,
war mit dem Abgeordnetentag nicht zufrieden. Sie berief
deßhalbauf den Nachmittag desselbenTages und am Abend

desselbenTages eine Volksversammlung in welcher Beschlüsse
ganz im Sinne jener partikularistischenPartei gefaßtwur-
den. PreußischeAbgeordnete waren nur wenige da, ohne
Zweifel ldurchdie großeEntfernung und durch die vielfachen
geschäftlichenStörungen, welche die Mobilmachung in allen

Kreisen herbeigeführthat, abgehalten. — Die Resolution,
welcheder Abgeordnetentagauf den Vorschlag des Ausschusses
mit sehr großerMajorität annahm, verdammt den drohenden
Krieg auf das allerschiedenste.Sollte eine Verhinderungdes

Krieges in der letzten Stunde mißlingen,so sei danach zu
trachten, daß derselbe auf den engsten Raum beschränkt
werde. Es seien also die nicht betheiligtenStaaten, besonders
Südwest-Deutschlands, verpflichtet, sich nicht ohne Noth in
den Krieg zu stürzen. Die Landesvertretungen derselben
hätten, wenn sie über Kreditforderungen zu militärischen
Zwecken entscheiden müßten,· in der genannten iRichtung
Garantien zu verlangen. Die Resolution schließt:Die

Erledigung der deutschen Verfassungsfragesei allein im

Stande, der Wiederkehr solcherunheilvollen Zuständewirk-

sam zu begegnen. Es müssedaher die schleunigeBerufung
eines Parlaments nach dem Reichswahlgesetzevom Jahre
1849 von den Landesvertretungen und der Nation gefordert
werden. Man müsse seine Kraft ungeschwächterhalten, um

eventuell für die Jntegritätder deutschenGebiete einzustehen.
Oesterreich. Jn Erwartung des baldigen Verlustes des

KönigreichsVenetien hat das wiener Kabinet dort noch schnell
eine Zwangs-Anleihe ausgeschrieben.
Rumänien. Prinz Karl von Hohenzollernhat die ihm

angebotene Krone angenommen. Einige Mächtehaben zwar

dagegen protestirt, aber an eine Behinderung der Thron-
besteigiingdenken sie nicht.

Die neuen Darlehnskassen.
·

Schon in der vorigen Nummer hatten wir über die
neuen Darlehnskassen einen Artikel geschrieben,dieselbewurde
aber von der Polizei mit Beschlag belegt-Die neuliche
Aeußerungder Provinzial-Korrespondenz,daß man fortan
der Presse mehr Lust lassen werde,scheint sich also ni t be-

wahrheiten zu wollen. Auch viele andere Blätter ha«enin
den letzten Tagen mit uns das Schicksalgetheilt, mit Be-

schlagbelegt zu werden.
. »

Jm Jahre 1848 wurden durch ein vom vereinigten
Landtage genehmigtesGesetz Darlehnskassengegrundet, die

berechtigt waren,10 Millionen Papiergeld auszugeben
Am 18. Mai diesesJahres sind durchköniglicheVer ordnung
unter Berufung auf Artikel 63 der Verfassung Darlehns-

kaflsen
in das Leben gerufen worden, welchedas Recht haben

so en, 25 Millionen Papiergeld auszugeben.
-

Die Verordnung von diesem Jahre gleicht, sogar dein

Hierzu eine Beilage



Beilage zu Nr. 22 der »Verfassung«am 2. Juni 1866.

Wortlaute nach, fast ganz dem Gesetzvon 1848. Bei demselben
fehlt eine Bestimmung über die Einlösun des neuen Papier-
geldes und führte auch deshalb 1848-dieneue ·Einrichtung
zu einer Vermehrung des Staatspapiergeldes »un«Betrage
vvn 10 Millionen. Geändert ist·qugendesPlchklgs Jm

Gesetz von 1848 war eine ausdruckli e Gewährleistungdes

-Staates für die Darlehnskassenausgesprochen.Diese fehlt
in der Verordnung vom· Mai.

» Außerdemhatten im

Gesetz von 1848 die Beisitzer der Direktion aus demKauf-

mannsstande das Recht, jedes Darlehnsgesuchunbedingt»ab-
zulehnen, währendin der Verordnungvom·18

Mal dieses

Recht allein dem Regierungs ommissar zusteht.
Hieraus haben manche die Absicht folgernwollen, die in der

Staatskasse befindlichenPapiere bei den Darlehnskassen zu

beleihen.
Die Gewähr des Staates mag wohl deshalb nicht in der

Verordnung aufgenommen worden sein, weil es im Artikel

63 der Verfa sung heißt: daß der König im Fall von Noth-
ständendas echt haben soll, wenn die Kammern nicht ver-
sammeltsind, Verordnungen, die der Verfassung nicht

zuwider laufen, mit Gesetzeskraftzu erlassen. -EiiieGe-

währ oder Garantie des Staats, ohne Genehmigungder
Kammern, würde aber der Verfassung schnurstrackszuwider-
laufen, denn der Artikel 103 der Verfassungsetzt ausdruck-

lich fest: ,Uebernahme von Garantien zu Lastendes Staats
finden nur auf Grund eines Gesetzes«(d. h. mit Genehmi-
gung des Landtages) »statt.«

Man hat also in der Verordnung vom 18. Mai das

Wort Gewährleistunoder Garantie des Staates sorglichver-

uiieden. Nichts defgtowenigerenthältdieselbe doch die aller-

stärkste und für den Staat lästigste Gewähr für die neuen

Scheine, indem alle öffentlichenKasseri verpflichtet sind, das

neue Papiergeld statt baaren Geldes-in Zahlung anzunehmen.
Der Staat ist.daher im eigentlichstenSinne des Worts als

Bürge für dieselbenaufgetreten.

Schon der erste vereinigte Landtag (vergl. dessenVer-

handlungen Bd« HI— S— 563 ff.) erblickte in der Bank-

ordnung von 1846, welchefür die Noten der preußischen
Bank den Staatskassen die Verpflichtungauferlegte,dieselben
statt baaren Geldes in Zahlung zu nehmen, eine Garantie
d. h. Gewährleistungzu Lasten des Staats. Von Nonne

sagt in feinem preußischenStaatsrecht (Bd. 1« S. 258) ganz

richtig: »Nach Art. 103 der Verfassungkann kein Zweifel
bestehen,"daß es zur Aufnahme von Staatsanleihen oder zur

Uebeknahme von Staatsgarantieu al«lemal und ohne
Unterschied eines Gesetzes im eigentlichen Sinne

(Art· 62 d, Verf.-Urkunde)bedarf, und daß hierbei
eine Oktroyirung im Wege Königlichex Verord-

nung (Art. 63) völlig unstatthaft sein würde. Daß
Ubkigens die Schaffung neuen Papiergeldes

gleichfallsunter Akt. 103 der Verf.-Urk. fällt,
ann nicht in Zweifel gezogen werden, weshalb es

auch dazu stets eines eigentlichen Gesetzes bedarf««
Wir habe diese Worte nur deshalb angeführt,weil in

denselben diean sich ganz klaren Bestimmungender Ver-

fassungeben so klar erläutertwerden. Aber die Verordnung
selbstenthält für die neu errichteten Darlehnskassennoch
ei»neweitere Klippe, an welcher dieselben völlig scheitern
konnten. Wie es nicht anders sein konnte, ist in der Ver-

ordnung hervorgehoben,daß dieselbe dem demnächstzusam-
mentretenden Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden

soll. Wird der Landtagdiese Genehmigung aussprechenund

welcheFolgenwird es haben, wenn er dies nicht thut?
Da wir uns für keine Propheten ausgeben wollen, so
könnenwir auch nicht vorhersagen, was der Landtag thun
wird. Wir sind aber im Stande, einige Bedenken widerdie
Genehmigung hervorzuheben,welchedein Landtag auch nicht
entgehenwerden« «

Dle Verordnung Ist- wie sie selbst angiebt, erlassenwor-

den, um dein Handels-und Gewerbestandaus den Verlegen-
heiten zu helfen,in die er durch die Kriegsrüstungenund
die daran geknupfteVerkehrsstockunggerathen ist. Uns will
nun bedünken,daß der Handels- und Gewerbestandgar nicht
der von den Kriegsvorbereitungen schlimmstbetroffeneTheil
unserer erwerbenden Bevölkerungist. Da ist der Landmann
in viel üblerer Lage. Er ist nicht im Stande seine Haupt-
produkte, wenn auch zu niedrigerenPreisen zu verkaufen oder

zu verpfänden,wie der Gewerbtreibendeund der Kaufmann
feine Waare. Dieselbenreifen erst auf den Feldern, und
seine wenigenVorrathe an Viehfutter und Lebensmitteln für
sich und seine Leute muß er zu den Landlieferungenan die

Armeehergeben, gegen Schuldscheinedes Staates, die mit
vier Prozent verzinst werden, währender sich, es koste was

es wolle, dieselben fürvbaaresGeld wiederkaufenmuß, das

ihm uzu so theurer wird, weil für alle Geldgefchäfte,nur

nicht fur den Hypothekenverkehr,die Zinsbeschränkungenauf-
gehoben sind. Jhm sind die zur Wirthschaft nothwendigen
Pferdefortgenommenund nach der Taxe bezahlt worden; will
er die Wirthschaftnicht still stehen lassen,muß er neue kau-

fen-und die durch die Fortnahme so vieler tausend Pferde
weit uber die Taxe hinaus gesteigertenPreise bezahlen. Der

Landmannkann auch nicht wie der Fabrikant seine Fabrik
schließenund die darin beschäftigtenArbeiter nach vierzehn-
tagiger oder noch kürzererKündigung auf die Straße setzen
er muß siebehalten und erhalten, denn ohne sie kann er seine
Ernte nicht einbringen.

Aber auch abgesehen davon, daß die Fabrikanten und
Kaufleute, wenn sieandersüberhauptordentlicheGeschäfts-
leute sind,verhaltnißmaßigam leichtestenim Stande wären,
aus eigener Kraft sich zu helfen, so muß hervorgehobenwer-

den, wie die neuen Darlehnskassennur einem sehr kleinen
Theile derselben Unterstützuti u brin en vermö en.

«

alle oder richtiger nur sehr FenigeWagarenkönnsnvonNdcelii
Darlehnskassenbeliehen werden, indem natürlichalle dein
Verderben und der Mode unterworfenenArtikel davon aus-

geschlossensind. »Tu»chez. B. können nicht beliehen werden,
weil die Mottenhineinkommenkönnen und Modeartikel deß-
halb nicht,weil sie nach drei Monaten vielleichtnur noch
den vierten Theil ihres heutigen Werthes darstellen. Was
wird also hauptsächlichbei den Darlehnskassenbeliehenwer-
den? Rohmaterialien, Staats-s und Kreditpapiere. Es wird

alsoden Spekulanten durch Hülfe des Staates erleichtert,in
dkesenDingen ihre Spekulationen über ihre eigenenKräfte
hinaus auszudehnen. Die Großhändler in Wolle, Oel,
Eisen, Blei, Zink, Leder u. s. w. werden in den Stand

geietzt, ihre Vorrathezu halten und neue dazu zu kaufen-
wodurch denjenigenGeweibtreibenden,welche sich mit der

Verarbeituiig die ei;Waaren beschäftigen,durch die Hülfe des
Staates dieselbenuber den marktgängigenPreis hinaus ver-

theuert werden und s»iedaher in manchenFällen gezwungen sein
können,ihre Werkstattenzu schließen.Anstatt also, wie viele

glauben, durch die Darlehiiskassenneue Arbeitsquellen zu«
eröffnen,werden alte verstopft. Ob es aber wünschenswerth



ist, die nach der Meinung Vieler schon gegenwärtigeinen zu
großenRaum in der Geschäftswelteinnehmende Spekulation
in Staats- und Kreditpapieren noch durch Schöpfungeines
neuen Papiergeldes zu einer weiteren Ausdehnungzu ermun-

tern, das wollen wir nicht weiter beleuchten,sondern lediglich
der Beurtheilung unserer Leserüberlassen.

ZU diesen witkhschaftllchekkGründen wider die Geneh-
migun der Darlehnskassen

»
dürftennoch die schwer wiegen-

den erfassungsbedenkenhinzukommen,welche wir bereits

ausgeführt haben. Das Schicksal der neuen Einrichtung
kann daher mit Fug und Recht als ein ungewissesvon uns

bezeichnetwerden.

Die Folgen der seitherigen Regierungs-
-

grundfåga
·

WW sind nicht gewohnt, in jeder trüben Wolke schon
eine«Gefahrzu sehen. Auch sind wir nicht die Leute, die
vor jeder wirklichen Gefahr ängstlichzurückschrecken.Wenn

daher der König selbst am 19. Mai an die Breslauer

schrieb,daßunser Land sich gegenwärtigin einer sehr bedroh-
ten Lage besindet, und daß es sich darum handle, Preußen
und seine heiligsten Güter gegen unsere Feinde zu ver-

theidigen, so kann er sicher darauf rechnen, daß wir für die

Abwehr fremder Angriffe und fremden Unrechtes ihm mit

freudigem Muthe zur Seite stehen werden, denn es ist ja
unser Land, es ist unser Heer, es sind unsere Frauen
und Kinder, die wir zu verheidigen haben. Aber um ohne
Bedenken der Gefahr entgegenzusehen,müssen wir Führer
haben, denen wir in jeder Beziehung vertrauen.

Jetzt in dieser bedrohten Lage des Landes hat auch der

Graf Bismarck sammt seinen Kollegen anerkannt, daß eine

Regierung ohne das Vertrauen und die Zustimmun des

Volkes nichts ausrichteri kann. Sie selbst haben, glei falls
am 19. Mai, in der deutschenBundesversammlungerklärt,
daß der Friede in Deutschland nur erhalten und gesichert
werden kann, wenn die Regierungen mit dem Volke

zusammenwirken, um die gerechten Forderungen
der Nation zu befriedigen. Sie hatten durch eines

ihrer Organe nur einige Ta e vorher uns sagen lassen, daß
Preußen seine Aufgabe nur ösen, seinePflicht und Schuldigs
keit nur thun kann, wenn in der Gefahr des gegen-

wärtigen Augenblickes die sRegierung und die

Vertretung des preußischen Volkes in inniger
Gemeinschaft miteinander für das Wohl des Vater-
landes in die Schranken treten.

Das sind schöneund wahre Worte, die die Minister zu
uns sprechen. Aber indemselben Blätte, in welchemsie diese
Gemeinschaft fo dern, bekommen wir dessenunkzeachtet

die

Erklärung zu lesen,daß die Minister an i)ren seit-
herigen Regierungsgrundsätzen unter

Umständen festhalten werden.

Natürlich wäre es ein unverständigesund ungerechtes
Verlangen, daß die Minister ihre Ueberzeugungen verleugnen
und um der Noth der Zeiten willen sich zu Grundsätzenbe-
kennen sollten, die nicht die ihrigensind. Deßhalbwünschten
wir, daß sie solchen Männern ihren Platz einräumen,die die

Ueberzeugungenund die Grundsätzedes Volkes und seiner
bisherigen und der neu zu wählendenVertreter mit ganzem
Herzen theilen.

Wenn die jetzigen Minister das einsehen, so werden sie
auch wahrscheinlichkeinen AugenblickAnstand nehmen, auf
ihre Aemter sofort zu verzichten. Sie haben ja selbst ge-

sagt, daß das Land nur durch die Eintracht zwischen

allen

Volk und-Regierung gerettet werden kasnn, und

sie werden doch sicherlich nicht behaupten,s«daß an

der Rettung des Landes weniger gelegen ist, als

daran, daß die persönlichenUeberzeugungen von

gchlttMinistern die Herrschaft über das Land be-
a en.

Es soll ja doch keine einzelnekleine Partei im Lande so
sehr von ihrer Unfehlbarkeituberzeugtsein, daß sie die über-

einstimmende Meinung unzähligvielerdenkenderMänner für eine

geringere Autorität halten, als ihre eigenen aparten Gedanken.
Oder ist es etwa nicht wahr, daß fast das gesammte

preußischeVolk glaubt, die bisher befolgte Politik habe die

jetzigenGefahren herbeigeführt?Die Minister selbst können
und werden keine andere Antwort geben als: Ja, es ist
wahr. Sie wissen, daß um ihrer Regierungsgrundstitze
willen das gesammtedeutsche Volk außerhalbPreußens alles

Vertrauen zu der gegenwärtigenRegierung unseres Landes

und zum Theil sogar, wenn auch mit Unrecht, zum preu-
ßischen Staate selbst verloren hat. Sie wissen, daß
die Deutschengerade in den seitherigen Regierungsgrundi
fätzeUle größte Gefahr für das Recht, siir die Freiheit und

selbst für die äußere Sicherheit des esammten deutschen
Vaterlandes erblicken. Sie wissen, daßHedas Vertrauen des
deutschenVolkes zu ihren Personen durch keine Erklärungen,
keine Versprechungen, keine Parlamentsberufuugen wiederge-
winnen können. Sie wissen auch, daß dieses Mißtrauen
wesentlichOesterreich in seinem Auftreten ermuthigthat.

Das allein enügt schon, wenn wir selbstvon den inneren .

Zerwürfnissenagsehemum zu erkennen,wie höchstwünschens-
werth es zur Beseitigung der uns drohenden Gefahren ist,
daß in Preußen ein Regierun ssystem Platz greift, welches
uns das Zutranen des deuts en Volkes wieder erwirbt.
Dann wird Oesterreich, dann« wird das Ausland es nicht
wagen, an Preußen Forderungenzu stellen, deren Erfüllung
mit der Ehre Preußensunmöglichist, und dann werden sie
sich auch nicht weigern, die Forderun en zu erfüllen,welche
Preußen in seinem Jnteresse und im Interessedes deutschen
Volkes stellen muß.
« Os- Osd ges-OF « O Oz,-·-s- Os- COECA-O-
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